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A. Einleitung

„In allen pluralistischen Demokratien besteht das Pro-
blem, die Verbände so an der staatlichen Willensbil-
dung, vor allem an der Gesetzgebung, zu beteiligen,
daß einerseits die von ihnen vertretenen Interessen bei
der Bildung des Gesamtinteresses nicht übersehen
werden und andererseits die für die Entscheidung
letztlich verantwortlichen staatlichen Organe ihre Un-
abhängigkeit bewahren.“

Heinjo Schröder, in: Burkei/Polter (Hg.): Rechtfragen
im Spektrum des Öffentlichen, Mainzer Festschrift für
Hubert Armbruster, Berlin 1976, S. 381

I. Problemaufriss

Nach Art. 76 bis 78 und 82 GG sind die Bundesregierung, der Bundestag, der
Bundesrat und der Bundespräsident von der Verfassung dazu berufen, die Auf-
gabe der Gesetzgebung wahrzunehmen.1 Sein Bewenden hat es damit aber nicht.
Obwohl in den Verfassungsbestimmungen zum Gesetzgebungsverfahren nicht er-
wähnt, wirken seit jeher auch externe, d.h. nicht aus der staatlichen Sphäre stam-
mende, private Akteure an der Gesetzgebung mit.2 Gemeint sind hiermit vor
allem organisierte Akteure, die einem gemeinsamen, partikularen Interesse Aus-
druck verleihen wollen, auch und gerade gegenüber den staatlichen Stellen.3 Die
Rede ist von Interessenvertretungen aller Art wie Verbänden, Interessengruppen
und Nichtregierungsorganisationen.

Die Mitwirkung und Einflussnahme dieser gesellschaftlichen Kräfte fokussiert
sich hierbei vor allem auf ein Stadium des Gesetzgebungsverfahrens, die Vorbe-

1 Hierauf verweist auch Heintzen, in: Kluth/Krings (Hg.), Gesetzgebung, § 9 Rn. 1.
2 Vgl. Kloepfer, in: ders. (Hg.), Gesetzgebungsoutsourcing, S. 9 (9): Bestandteil der

Gesetzgebungspraxis. Siehe auch Bryde, in: Schneider/Zeh (Hg.), Parlamentsrecht und
Parlamentspraxis, § 30 Rn. 18. Siehe zum Begriff der externen Beratung Brohm, in:
Isensee/Kirchhof, HStR II, 1. Aufl., § 36 Rn. 9; Heintzen, in: Kluth/Krings (Hg.), Ge-
setzgebung, § 9 Rn. 11; Voßkuhle, in: Isensee/Kirchhof, HStR III, 3. Aufl., § 43 Rn. 14.

3 Das Ziel der Beeinflussung staatlicher Entscheidungen ist wesentliches Merkmal
eines Interessenverbandes, vgl. Steinberg, in: Schneider/Zeh (Hg.), Parlamentsrecht und
Parlamentspraxis, § 7 Rn. 2, 3. Siehe zum Begriff des Verbandes auch Horn, in: Isen-
see/Kirchhof (Hg.), HStR III, 3. Aufl., § 41 Rn. 5 ff.; Kaiser, in: Isensee/Kirchhof
(Hg.), HStR II, 1. Aufl., § 34 Rn. 2 ff.; Wittkämper, Grundgesetz und Interessenverbän-
de, S. 22 ff.



reitung und Erstellung der Gesetzentwürfe,4 auch als Vorverfahren der Gesetzge-
bung oder Vorbereitungsverfahren bezeichnet.5 Diese Vorbereitungsphase ist Teil
des sog. inneren Gesetzgebungsverfahrens, des gesetzgeberischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsfindungsprozesses,6 der anders als der äußere Ablauf
des Gesetzgebungsverfahren nicht in den Art. 76 bis 78 und 82 GG geregelt ist.
Das Grundgesetz lässt die Frage, auf welche Weise – und damit auch unter wes-
sen Mitwirkung – Gesetzentwürfe entstehen, offen.7 Demgegenüber sieht die Ge-
meinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien vor, dass auf Bundesebene
bestehende Spitzenverbände und Fachkreise im Rahmen der Vorbereitung einer
Gesetzesvorlage der Bundesregierung möglichst frühzeitig beteiligt werden, wenn
ihre Belange berührt sind.8 Beteiligung ist hier im Sinne eines Anhörens9 zu ver-
stehen, den betroffenen Verbänden und Fachkreisen wird Gelegenheit gegeben,
innerhalb einer bestimmten Frist zu dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen.10

Hiervon abzugrenzen sind andere Formen der Einbeziehung gesellschaftlicher
Kräfte bei der Gesetzesvorbereitung, die neben der hier behandelten Beteiligung
von Interessenträgern vor allem seit der 14. Wahlperiode des Deutschen Bundes-
tages in den Fokus der Staatsrechtslehre gerückt sind.11 Gemeint sind das sog.
Gesetzgebungsoutsourcing, also die Beauftragung externer Akteure, insbeson-
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4 Heintzen, in: Kluth/Krings (Hg.), Gesetzgebung, § 9 Rn. 2 spricht von der „für ex-
terne Beratung wichtigen Zeitphase vor einer Gesetzesinitiative“; Steinberg, in: Schnei-
der/Zeh (Hg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, § 7 Rn. 44: „Es leuchtet ein, daß
in dieser konzeptionellen Phase der Entwurfserarbeitung eine für Entwicklungsmöglich-
keiten erheblich offenere Situation besteht als bei den öffentlichen Anhörungen im Bun-
destagsausschuß.“ Ebenso Schröder, Gesetzgebung und Verbände, S. 185 f. Die Exeku-
tive als Hauptaddressat der Interessenwahrnehmungen konstatieren auch: Kaiser, Die
Repräsentation, S. 268; ebenso Wittkämper, Die verfassungsrechtliche Stellung, S. 187;
Scheuner, DÖV 1965, 577 (578); v. Arnim, Gemeinwohl und Gruppeninteressen, S. 142;
Hennis, PVS 2 (1961), 23 (25).

5 Stern, Staatsrecht II, § 37 III 3, S. 615.
6 Schwerdtfeger, FS Ipsen, S. 173 (173); Hill, Einführung, S. 62 f.; Karpen, Gesetz-

gebungs-, Verwaltungs- und Rechtsprechungslehre, S. 41; Meßerschmidt, Gesetzge-
bungsermessen, S. 829; Schäffer, in: ders. (Hg.), Theorie der Rechtssetzung, S. 199
(216) spricht von der „kreativen Phase der Entscheidungsvorbereitung und Entschei-
dungsfindung von der politischen Zielvorgabe zum ausformulierten Entwurf“. Nach
Hoffmann, ZG 5 (1990), 97 (114) regelt das innere Gesetzgebungsverfahren „welche
Überlegungen vom Gesetzgeber während des Gesetzgebungsverfahrens anzustellen
sind“.

7 Vgl. Stern, Staatsrecht II, § 37 III 3, S. 615; Schürmann, Grundlagen und Prinzi-
pien, S. 24; Masing, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Art. 76 GG Rn. 2; König, in: FS Ule,
S. 121 (125); Gusy, ZRP 18 (1985), 291 (292).

8 Vgl. § 47 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 47 Abs. 1 GGO.
9 Becker, Strukturen, S. 97: „exekutive Konsultationen“.
10 Becker, Strukturen, S. 113.
11 Heintzen, in: Kluth/Krings (Hg.), Gesetzgebung, § 9 Rn. 15. Siehe zur Beteiligung

Privater an der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben auch Heintzen, VVDStRL 62
(2003), S. 222 (222 ff.).



dere großer Rechtsanwaltskanzleien, mit der Erstellung eines Gesetzesent-
wurfs,12 das Phänomen der „paktierten Gesetzgebung“, worunter das Verständi-
gen über bzw. das Aushandeln eines Gesetzesinhaltes zwischen der Bundesregie-
rung und gesellschaftlichen Kräften durch gesetzesvorbereitende Vereinbarungen
gefasst wird,13 sowie die Vorbereitung von Gesetzentwürfen durch sog. Experten-
kommissionen14. Die hier im Fokus stehende Beteiligung externer Interessen
unterscheidet sich von diesen Formen dergestalt, dass die beteiligten Akteure die
Gelegenheit erhalten, zu einem von staatlicher Seite ausgearbeiteten Gesetzent-
wurf Stellung zu nehmen, ohne dass die staatlichen Entscheidungsträger gebun-
den sind, das Vorgetragene in den Gesetzentwurf zu übernehmen.15

Neben den Interessenvertretern sind jüngst auch die Beteiligung der Bürger
bzw. die Partizipation einer breiteren, nicht ausschließlich organisierten Öffent-
lichkeit in den Fokus gerückt. Unter dem Schlagwort „Liquid democracy“ wird
diskutiert, das bestehende System repräsentativer Demokratie durch unterschied-
liche direktdemokratische, mitunter auch internetgestützte Beteiligungsverfahren
zu modifizieren. Nach diesem Konzept, das auf ein Programm von James C. Mil-
ler16 zurückgeht, soll jeder Bürger wählen können, ob er sein Stimmrecht, das
ihm in einer bestimmten politischen Sach- oder Personalfrage zusteht, selbst aus-
übt oder dieses an einen anderen Experten, eine Expertengruppe oder an eine
Partei delegiert („delegate voting“), wobei diese Übertragung jederzeit durch den
Delegaten widerrufen werden kann.17 Dies lässt die Grenzen zwischen repräsen-
tativ und direkt demokratisch getroffenen Entscheidungen „verschwimmen“18
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12 Kloepfer, in: ders. (Hg.), Gesetzgebungsoutsourcing, S. 9 (9). Siehe hierzu umfas-
send den von Kloepfer herausgegebenen Tagungsband Gesetzgebungsoutsourcing, Ba-
den-Baden 2011. Vgl. auch Kersten, in: Maunz/Dürig, Art. 76 GG Rn. 41; Meßer-
schmidt, Der Staat 51 (2012), 387 (387 ff.).

13 Heintzen, in: Kluth/Krings (Hg.), Gesetzgebung, § 9 Rn. 15. Siehe hierzu stellver-
tretend Anderl, Gesetzgebung und kooperatives Regierungshandeln, S. 29 ff.; Becker,
Strukturen, S. 230 ff.; Reicherzer, Authentische Gesetzgebung, S. 35 ff.: „Umsetzung
gesetzesvorbereitender Vereinbarungen“; Michael, Rechtsetzende Gewalt, S. 40 ff.;
Schorkopf, NVwZ 13 (2000), 1111 (1111 ff.).

14 Bekannt geworden sind in diesem Zusammenhang die Rürup-Kommission und die
Hartz-Kommission, vgl. hierzu Anderl, Gesetzgebung und kooperatives Regierungshan-
deln, S. 73 ff.; Siefken, Expertenkommissionen im politischen Prozess, S. 182 ff. Vgl.
zu den sog. Enquête-Kommissionen Kapitel D. II. 2. b) aa).

15 Vgl. Becker, Strukturen, S. 113.
16 Miller, Public Choice 7 (1969), S. 107: „a program for making compatible the bet-

ter features of direct voting with the practical necessity of some representation“. Siehe
hierzu auch Bullwinkel/Probst, ZParl 45 (2014), S. 382 (385).

17 Siehe hierzu Seckelmann, DÖV 67 (2004), 1 (4 f.); Hien, DVBl 129 (2014), 495
(498); ders., DVBl 130 (2015), 1; Buck, ZParl 43 (2012), S. 626 (627 f.); Vogelmann,
APuZ 62 (2012), 40 (42); Kersten, JuS 2014, 673 (678); Thormann, DÖV 66 (2013),
325 (334); Bullwinkel/Probst, ZParl 45 (2014), S. 382 (385).

18 Seckelmann, DÖV 67 (2014), 1: „Verschwimmen“ der Grenzen zwischen reprä-
sentativer und direkter Demokratie; Buck, ZParl 43 (2012), S. 626 (628): „flüssigen
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